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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 532/09 B 
 
L 4 R 38/09 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 28 R 119/08 (SG Köln) 
 
 
 
…………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28.  Januar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  B e r c h t o l d  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 7. Oktober 2009 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu er-

statten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 7.10.2009 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit verneint, weil die versiche-

rungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfüllt seien. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. In der Beschwerdebegründung wird geltend gemacht, die 

Rechtssache habe grundsätzliche Bedeutung. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist 

(vgl § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen (§ 160 Abs 2 SGG), wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (aaO Nr 1), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, dem Gemeinsamen Senats der obersten 

Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3 Halbsatz 1). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 Satz 3 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 f mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 
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Die Klägerin hält sinngemäß die Frage für grundsätzlich bedeutsam, ob "sich die Beklagte" eine 

"Pflichtverletzung der Arbeitgeber der Klägerin" nach § 2 Abs 1 Satz 4 (nicht: Satz 3) des Nach-

weisgesetzes (Gesetz über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen 

Bedingungen vom 20.7.1995, BGBl I 946, in der Fassung von Art 7 des Gesetzes zur Neurege-

lung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse vom 24.3.1999, BGBl I 388, zuletzt geändert 

durch Art 32 des Gesetzes zur Anpassung der Formvorschriften des Privatrechts und anderer 

Vorschriften an den modernen Rechtsgeschäftsverkehr vom 13.7.2001, BGBl I 1542) "unter 

dem Gesichtspunkt des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs zurechnen lassen muss". 

 

Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch schon eine oder 

mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur 

Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8; s hierzu auch Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a 

RdNr 41 mwN). Im Hinblick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswertung der 

Rechtsprechung des BSG zu dem Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, dass das 

BSG zu diesem Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegen-

den Urteile die hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet 

hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kap IX 

RdNr 183 mwN). 

 

Hieran fehlt es. Die Klägerin behauptet zwar sinngemäß, die angesprochene Rechtsfrage sei 

höchstrichterlich noch nicht entschieden und meint, es sei "eine Weiterentwicklung der bisheri-

gen Grundsätze zum sozialrechtlichen Herstellungsanspruch geboten". Dies allein reicht jedoch 

nicht aus. Vielmehr muss der Beschwerdeführer substantiiert aufzeigen, ob und inwieweit die 

höchstrichterliche Rechtsprechung zum Problemkreis schon Rechtsgrundsätze herausgearbei-

tet hat, dass sich die aufgeworfene Frage damit nicht beantworten lässt und inwiefern die 

bereits bestehenden Rechtsgrundsätze für die Entscheidung des Rechtsstreits erweitert, 

geändert oder ausgestaltet werden müssen (vgl Krasney/Udsching, aaO, RdNr 65 f). Hierzu 

bestand schon deshalb Anlass, weil die Rechtsprechung des BSG zum sozialrechtlichen 

Herstellungsanspruch äußerst umfangreich ist und sich bereits mit der Frage beschäftigt hat, ob 

und ggf unter welchen Voraussetzungen sich der Versicherungsträger das Fehlverhalten 

"Dritter" zurechnen lassen muss (vgl zur Möglichkeit der Zurechnung von Fehlern "in Dienst 

genommener" Privater im Rahmen des Herstellungsanspruchs beispielsweise BSG vom 

23.2.1988 - 12 RK 47/86, USK 8871 und vom 8.10.1998 - B 8 KN 1/97 U R, BSGE 83, 30 = 

SozR 3-5670 § 5 Nr 1). Dass trotz dieser vorhandenen höchstrichterlichen Rechtsprechung 

noch oder wieder Klärungsbedarf bestehe, hat die Klägerin nicht ausreichend vorgetragen. Um 

darzulegen, dass einer bereits entschiedenen Rechtsfrage gleichwohl noch grundsätzliche 
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Bedeutung zukomme, hat ein Beschwerdeführer aufzuzeigen, in welchem Umfang, von welcher 

Seite und mit welcher Begründung der Rechtsprechung widersprochen bzw die Beantwortung 

der Rechtsfrage umstritten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51). Dasselbe gilt für die Behauptung, 

dass neue erhebliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen seien, die zu einer über die bisherige 

Erörterung hinausgehenden Betrachtung der grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage 

führen könnten und die Möglichkeit einer anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich 

ausschlössen (vgl hierzu BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 mwN; s auch Leitherer in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 160 RdNr 8b). Diesen Anforderungen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Schließlich ergibt sich aus der Formulierung der Fragestellung mit der Bezugnahme auf die 

Hauptbeteiligten des vorliegenden Verfahrens und auf die Arbeitgeber der Klägerin, dass die 

aufgeworfene Frage allein auf die Rechtsanwendung im Einzelfall abzielt. Eine auf die Gestal-

tung des Einzelfalls zugeschnittene Frage kann aber von vornherein keine Breitenwirkung 

erzielen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 SGG ab. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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